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Vorwort zur Studie über die
Haftungsdebatte im Cartagena
Protokoll

Vorwort

D
er Sachverhalt Haftung und Wie-
dergutmachung erscheint äußerst
technisch, hoch kompliziert juris-

tisch und weit herbeigeholt. Kein Wunder,
dass die Verhandlungen dazu, die seit 4
Jahren im Rahmen des Cartagena Pro-
tokolls laufen, von nur ganz wenigen
NGO beobachtet werden. Wer kennt sich
schon aus in dem Gestrüpp der Verbin-
dungen zwischen nationalem und inter-
nationalem Haftungsrecht, zwischen
Produkthaftung, öffentlichen Haftungs-
regeln und Versicherungsrecht? Wie die
Studie auch erläutert, wird der Sachver-
halt noch besonders durch die Winkelzü-
ge und Wechsel der Verhandlungsansätze
durch die Vorsitzende sperrig.

Dennoch steht sehr viel auf dem Spiel.
Es geht nicht nur um internationales Um-
weltrecht, sondern auch um Gerechtigkeit.
Recht hat immer schon dadurch seine hö-
here Weihe, dass es die Rechte der Schwa-
chen schützt. Denn die Reichen wissen
schon von selbst, wie sie sich mit ihren In-
teressen durchsetzen können. Am Beispiel
der vielen Verschmutzungsfälle und Schä-
den, die durch laxen Umgang mit der
Gentechnik auf der Welt passiert sind, lässt
sich deutlich sehen, dass die Konzerne
dann aktiv werden, wenn dahinter euro-
päische oder nordamerikanische Gerichts-
barkeit steht; bei Schäden in Entwicklungs-
ländern aber ist noch kein Geld geflossen.
Schäden werden hier aber auch kaum
aufgedeckt, denn die Analyse- und Test-
methoden sind kaum greifbar.

Einige Entwicklungsländer wollten dem
Entwurf zum Cartagena Protokoll vor 8
Jahren nicht zustimmen, weil die Haftungs-

frage ungeklärt geblieben war. Zähneknir-
schend haben sie dann doch unterschrie-
ben, nur weil ihnen im Artikel 27 zugesi-
chert wurde, dass dazu Nachverhandlun-
gen stattfinden werden und es bis spätes-
tens 2007 noch zu einem Haftungsregime
kommen muss. Die Zeit ist verstrichen, und
immer noch die gleichen Hinhaltetaktiken,
Ausweich- und Täuschungsmanöver der
Gentechnikfreunde unter Regierungen und
Beobachtern (Wissenschaftler, Industrie).
Wieder einmal wären die ärmeren Entwick-
lungsländer bei internationalen Verhand-
lungen über den Tisch gezogen, wenn es
jetzt in Bonn nicht zu einem befriedigen-
den Ergebnis käme. Aber nicht jedes  Haf-
tungsregime verdient diesen Namen. Ge-
wisse Mindeststandards sind nötig, dass es
überhaupt wirksam wird. Die NGO-Beob-
achter wachen darüber, dass der Abschluss
nicht darunter bleibt. Und die beeindruk-
kende Präsenz von Demonstranten, Bau-
ern, das große Festival und der Kongress
zu Planet Diversity machen deutlich, wel-
cher globaler Wille von zivilgesellschaft-
lichen Organisationen aus aller Welt hin-
ter dem Anliegen steht, die Gentechnik auf
dieser Welt nicht ohne Haftungsregelun-
gen durchgehen zu lassen.

Wir sind dem langjährigen Beobach-
ter der Verhandlungen, Phil Bereano von
der Washington University Seattle dank-
bar, dass er für uns den Versuch gemacht
hat, das Thema und den Verhandlungs-
verlauf transparent zu machen.

Jürgen Maier

Forum Umwelt und Entwicklung

Rudolf Buntzel

Evangelischer Entwicklungsdienst
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Einleitung

Einleitung

D
ie Biotech-Industrie macht Glau-
ben, dass es keine Probleme mit
der Herstellung, dem Transport

und der Nutzung von gentechnisch ver-
änderten Organismen (GVO) gäbe. Doch
Fakten widerlegen das:

• Mindestens 217 Schadensfälle (Verrin-
gerung des wirtschaftlichen Wertes von
Ernten, Schäden für die biologische
Vielfalt und die Umwelt) sind in den
vergangenen 10 Jahren dokumentiert
worden, die Mehrzahl davon in den
letzten drei Jahren.

• Die Versicherungswirtschaft weigert
sich, die Risiken im Zusammenhang
mit GVO abzusichern.

• Die Biotech-Industrie lehnt eine Ge-
fährdungshaftung (verschuldensunab-
hängige Haftung) ab. Das passt nicht
mit ihrer gleichzeitigen Behauptung
zusammen, dass von GVOs keine Ge-
fahr ausgeht.

• Zwei internationale Vertragswerke ge-
hen davon aus, dass sich GVOs we-
sentlich von konventionellen Organis-
men unterscheiden und außergewöhn-
liche Risiken bergen: 1.) Der Codex
Alimentarius Kommission der Verein-
ten Nationen - ein gemeinsames Gre-
mium der Weltgesundheitsorganisati-
on (WHO) und der Ernährungs- und
Landwirtschaftsorganisation (FAO), mit
etwa 170 Vertragsstaaten; und 2.) die
Konvention zur Biologischen Sicher-
heit, auch Cartagena-Protokoll ge-
nannt, ein Unterabkommen der UN-
Konvention über die Biologische Viel-
falt, mit rund 145 Vertragsstaaten.

Beide völkerrechtliche Vertragswerke
vertreten den Vorsorgeansatz: Der Codex
(nur für Lebensmittel) verlangt eine Sicher-
heitsanalyse im Vorfeld der Vermarktung,
aufgrund der über die Inverkehrbringung
entschieden werden kann. Nach dem
Cartagena Protokoll müssen die Staaten,
die GVOs exportieren wollen, vorher ein
Verfahren der „vorherigen Zustimmung in
Kenntnis der Sachlage“ („advanced
informed agreement“) durchlaufen: Der
Export darf erst dann stattfinden, wenn das
Importland zugestimmt hat. Es findet folg-
lich in beiden Fällen eine Risikobewer-
tung statt, bevor ein GVO in Verkehr ge-
bracht werden darf.

Für den Schadensfall versucht die in-
ternationale Staatengemeinschaft derzeit
noch, eine Regelung zu finden: Entweder,
bleibt der Schaden ungeregelt, also tra-
gen den Verlust die Biosphäre, die Um-
welt, die landwirtschaftlichen Betriebe
oder die indigenen Gemeinschaften vor
Ort? Oder, sollten die Hersteller, Impor-
teure bzw. Exporteure von GVO, Versiche-
rungsunternehmen oder einzelne Staaten
für die Wiedergutmachung von Schäden
verantwortlich gemacht werden?

Bei den Überlegungen geht es unter
anderem um Gerechtigkeit, Kontrolle
über die Technologie, die Abwägung von
Risiken und Gewinnen sowie Zugang zu
Informationen über das, was vorgeht und
was man dagegen tun kann. Aber auch
um Politik. Und um Gier.

Der Artikel 27 des Cartagena Proto-
kolls über Haftung und Wiedergutma-
chung war im Jahr 2000 in Montreal ei-
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ner der letzten großen Kompromisse am
Ende einer langen Verhandlungskette.
Damit war der Gruppe der Entwicklungs-
länder, die sich selbst Like-Minded Group
(Gleichgesinnte) nennt, ein Schutzmecha-
nismus zugesichert:

Die Konferenz der Vertragspartei-
en, die als Tagung der Vertragspar-
teien dieses Protokolls dient, be-
schließt auf ihrer ersten Tagung ein
Verfahren zur geeigneten Erarbei-
tung völkerrechtlicher Regeln und
Verfahren im Bereich der Haftung
und Wiedergutmachung für Schä-
den, die durch die grenzüberschrei-
tende Verbringung lebender verän-
derter Organismen entstanden sind,
wobei sie die in diesen Fragen lau-
fenden Entwicklungen im Bereich
des Völkerrechts analysiert und ge-
bührend berücksichtigt; sie ist be-
müht, dieses Verfahren innerhalb
von vier Jahren zum Abschluss zu
bringen.1

Nach Inkrafttreten des Protokolls (2003)
entschieden die Parteien bei ihrem ersten
Treffen, zur Umsetzung dieses Artikels eine
Arbeitsgruppe einzusetzen, die den kom-
plizierten Namen hatte:  „Offene Ad-hoc-
Arbeitsgruppe von Rechtsexperten und
Fachleuten zu Haftungs- und Wiedergut-
machungsfragen im Zusammenhang mit
dem Protokoll von Cartagena über die
Biologische Sicherheit“. Darin mitwirken
sollten Vertragsstaaten des Protokolls,
Nicht-Vertragsstaaten, internationale Or-
ganisationen, Nichtregierungsorganisa-
tionen und Vertreter der Industrie. Die Auf-
gaben der Arbeitsgruppe waren folgender-
maßen umrissen:

1   Zitiert nach der amtlichen deutschen Überset-
zung im Gesetz zu dem Protokoll von Cartagena
vom 29 Januar 2000 über die Biologische Si-
cherheit zum Übereinkommen über die Biologi-
sche Vielfalt, BGBl. Jg. 2003 Teil II Nr.29, Bonn,
3.11.2003.

• Sichtung von Informationen im Zusam-
menhang mit der Haftung und Wieder-
gutmachung für Schäden aus der
grenzüberschreitenden Verbringung
von GVO;

• Analyse allgemeiner Themenkomple-
xe im Zusammenhang mit potentiel-
len und/oder tatsächlichen Schadens-
szenarien und der Anwendung völker-
rechtlicher Regeln und Verfahren für
Haftung und Wiedergutmachung;

• Ausarbeitung von Vorschlägen für Re-
geln und Verfahren für Haftung und
Wiedergutmachung, einschließlich der
Definition und Art von Schäden, Bewer-
tung eines Schadens für die biologische
Vielfalt und menschliche Gesundheit,
der Schadensschwelle, Kausalität, Zu-
rechnung eines Schadens, Rolle der Im-
porteure und Exporteure, einer Haf-
tungsnorm, Mechanismen zur finanzi-
ellen Absicherung und des Klagerechts.

Ziel war es ursprünglich, diese Arbeit
bis 2007 abzuschließen. Jedoch gingen
die Verhandlungen nicht recht voran, so
dass die Arbeitsgruppe um eine Verlän-
gerung bis zum vierten Treffen der Ver-
tragsparteien MOP4 im Mai 2008 in Bonn
bitten mußte. Die Verabschiedung eines
Haftungsregimes ist also überfällig. Die
Arbeitsgruppe hat sich vier Mal in Mont-
real und ein fünftes Mal (im vergangenen
März) in Cartagena getroffen. Die Arbeit
ist nicht abgeschlossen, und eine kleine-
re Kontaktgruppe („Freunde der beiden
Vorsitzenden“) wird in Bonn unmittelbar
im Vorfeld des Treffens der Vertragspar-
teien zusammenkommen. Selbst wenn es
dabei Fortschritte gibt, wird das Treffen
der Vertragsparteien das Forum für die
abschließenden Verhandlungen sein.
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1. Schäden sind schon eingetreten

B
ei den abschließenden Protokoll-
Verhandlungen trugen Vertreter
von NGOs und der Like-Minded

Group Buttons mit dem Slogan „No Lia-
bility, No Protocoll“ - „Ohne Haftung kein
Protokoll“. Die Ratifikation des Protokolls
hat aber nicht verhindern können, dass
schon Schäden eingetreten sind. Die Me-
dien sind voller Geschichten über nach-
teilige Auswirkungen der Gentechnik. Bei-
spiele allein aus den zurückliegenden
drei Wochen:

• „Folgen der Verunreinigung durch
Gen-Pflanzen ‚zunehmend schlimmer’"
The Guardian, UK, 18. Februar 2008.

• „Spuren nicht zugelassener GVO-
Merkmale in US-amerikanischem Mais
gefunden“, Reuters, 22. Februar 2008.

• „Erster Skandal mit gentechnisch ver-
ändertem Saatgut in Afrika: Südafrika
kontaminiert den Kontinent“, Presse-
mitteilung, African Centre for Biosafety,
Südafrika, 2. März 2008.

• „Nicht zugelassener Gen-Mais in kom-
merziellem Saatgut in den USA ent-
deckt“, Pressemitteilung des Third
World Network (basierend auf Berich-
ten US-amerikanischer Nachrichten-
agenturen), 28. Februar 2008.

Größere wirtschaftliche Schäden sind
oft gut dokumentiert. Trotzdem unterblieb
fast immer eine monetäre Bewertung des
Schaden für die Umwelt. In einzelnen Fäl-
len kam es zu Haftungszahlungen und
Wiedergutmachung. Beispiele dazu:

StarLink-Mais: Obwohl nur als Futter-
mittel zugelassen, verunreinigte dieser
Mais in den Jahren 1998 bis 2000 Le-
bensmittel im breiten Stil. Schadensersatz-
zahlungen von der Firma Adventis an

Landwirte, Getreidehändler, die lebens-
mittelverarbeitende Industrie und Ver-
braucher beliefen sich auf bis zu 1 Mrd.
US$ (einschließlich des Vergleichs im Zu-
sammenhang mit zwei Sammelklagen
gegen das Unternehmen). Diese Zahl
umfasst Kosten für zusätzliche Kontrollen
und Überwachungsmaßnahmen sowie
den Rückruf von vielen Tonnen von Le-
bensmitteln. Die US-Exporte sanken in
Folge ebenso wie die Maispreise in den
ganzen USA.

LL 601 Reis: Im August 2006 waren US-
Reislieferungen durch einen nicht zugelas-
senen Gen-Reis verunreinigt, was sich zum
bisher größten finanziellen Desaster für
die Biotechindustrie auswirkte. Ausländi-
sche Grenzen wurden für US-Importe ge-
schlossen, wie z.B. in Japan. Die unmit-
telbaren Schäden für einzelne Personen
und Unternehmen in mindestens 30 Län-
dern beliefen sich auf geschätzte 741 Mio.
bis 1,285 Mrd. US$.

Verunreinigtes Soja: ProdiGene expe-
rimentierte mit Mais, um Trypsin zur Be-
handlung von Diabetes und einen weite-
ren Wirkstoff zur Behandlung von Diarrhö
zu gewinnen. Im Jahr 2002 verunreinigte
der GVO-Mais versehentlich etwa
500.000 Scheffel Sojabohnen. Dem Un-
ternehmen wurde eine Geldbuße von
250.000 US$ auferlegt. Geschätzte 2,8
Mio. US$ wurden für den Aufkauf und die
Vernichtung der verunreinigten Sojaboh-
nen aufgewendet.

Alles in allem gab es 165 nachgewie-
sene Fälle von Verunreinigungen (28 im
Jahr 2007, 44 im Jahr 2006 und 10 im
Jahr 2005), 44 illegale Freisetzungen und
8 Situationen mit negativen landwirt-
schaftlichen Nebeneffekten. Größere
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Schäden hängen ganz offensichtlich mit
einer unzureichenden Regelung und Über-
wachung mit dem weltweit größten Erzeu-
gerland, den USA, zusammen. Zwischen-
fälle hat es aber überall auf der Welt
schon gegeben.

Weitere Informationen über Schäden fin-
den Sie unter:
http://www.gmcontaminationregister.org

Dazu auch diese Webseite der US-Regie-
rung:
http://www.aphis.usda.gov/biotechno

logy/compliance_history.shtml

Quelle: GreenPeace
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2. Warum sind Schäden
unvermeidlich?

S
elbst dort, wo GVO einer strengen
Regelung unterliegen, treten Schä-
den auf. Einmal wegen dem unver-

meidbaren menschlichen Versagen.
Zweitens weil der Politik ein sehr reduk-
tionistisches Modell von Genetik zugrun-
de legt, das an der tatsächlichen Wir-
kungsweise des Genoms vorbeigeht. Das
„zentrale Dogma“ der Gentechnik besteht
in der Annahme, dass Gene voneinander
unabhängig sind und jede DNA-Sequenz
eine bestimmte Funktion hat (Genetik
nach dem Baukasten- oder LEGO-Prin-
zip). Aber Gene bilden offensichtlich in-
nerhalb des flüssigen Genoms ein kom-
plexes Netzwerk, interagieren miteinan-
der und haben überlappende Funktionen.
Sie entfalten auch Wechselwirkungen mit
anderen Komponenten (z. B. Proteinen),
wobei all diese Zusammenhänge noch
nicht vollständig bekannt sind.

Das stellte schon vor mehr als 5 Jahren
der Biologe Barry Commoner in einer po-
pulärwissenschaftlichen Publikation fest
(„Unraveling The DNA Myth: The Spurious
Foundation of Genetic Engineering“ [etwa:
„Dem DNA-Mythos auf der Spur: Die wak-
keligen Grundlagen der Gentechnik“],
Harper's Magazine, Feb. 2002). Bestätigt
wurde er durch einen kürzlich erschiene-
nen Artikel in Nature („Genomic biology:
The epigenomic era opens“ [etwa:
„Genombiologie: Anbruch der Nach-Ge-
nom-Ära“) von Stephen B. Baylin & Kornel
E. Schuebel, Nature 448, News and Views,
548-549 doi: 10.1038/448548a, 2. Au-
gust 2007). Darin wurde über ein auf fünf
Jahre angelegtes, 42 Mio. US$ teures Pro-
jekt des National Human Genome
Research Institute in den USA berichtet, das

ENCODE genannt wird (Encyclopaedia
Of DNA Elements). Zwar sagt das Institut,
dieses Forschungsprojekt sollte Wissen-
schaftler veranlassen, „einige lang geheg-
te Ansichten über Wesen und Funktion der
Gene zu überdenken“. Jedoch erhöht das
mangelhafte Umdenken der Entschei-
dungsträger die Gefahr von Schäden
durch GVO.

Außerdem reichen die staatlichen
Risikostudien nicht zur Beurteilung der
möglichen Folgen der GVO für die Um-
welt und menschliche Gesundheit aus.
Nahezu alle Vertragsparteien des Proto-
kolls und die meisten Nicht-Vertragsstaa-
ten (insbesondere die Länder der Miami-
Gruppe) sind Mitglieder der Codex
Alimentarius Kommission. Im Jahr 2003,
zwei Monate vor Inkrafttreten des Proto-
kolls, verabschiedete der Codex Alimen-
tarius eine Reihe von Prinzipien für die
Sicherheitsbewertung von Biotech-Le-
bensmitteln vor ihrer Vermarktung. Das
Votum der 168 anwesenden Länder war
einstimmig. Allerdings hat Codex kein
zentrales Register, welche Länder sich an
ihre Richtlinien halten; alles passiert auf
freiwilliger Basis. Deshalb haben wir kei-
ne Vorstellung davon, ob dieses Verfah-
ren tatsächlich umgesetzt wird oder wie
es sich auf ähnliche Maßnahmen des Pro-
tokolls auswirken könnte.

Zu viele Länder (allen voran die USA
als weltweit mit Abstand größter GVO-
Hersteller) verlassen sich ausschließlich
auf die Schlussfolgerungen der industrie-
eigenen Risikoanalysen. Viele dieser Ana-
lysen werden als „vertrauliche Betriebs-
informationen“ oder als „geschütztes
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Wissen“ deklariert, wodurch eine Hinter-
fragung der angewandten Methodik oder
Dateninterpretation vereitelt wird. Das
heißt, es findet keine wirklich unabhängi-
ge Aufsicht durch die Regierungen statt.
Regierungen arbeiten nach dem Prinzip:
„Wer nicht sucht, der findet auch nicht.“
Aber das Fehlen von Beweisen für Gefähr-
dungen ist nicht gleichbedeutend mit ei-
nem Beweis für die Gefahrlosigkeit von
GVO.

„Die Folgen der Kontamination von
konventionellen Pflanzen durch Gen-Pflan-
zen werden sich mit der nächsten Genera-
tion der Gen-Pflanzen drastisch verschär-

fen“, warnte eine einflussreiche Gruppe
von US-amerikanischen Wissenschaftlern
(The Guardian, UK, 18. Feb. 2008). Es
mag sogar sein, dass die Industrie und ihre
Lobbyisten es darauf anlegen. Bei der UN-
Weltkonferenz über Nachhaltige Entwick-
lung 2002 hatte Emmy Simmons, stellver-
tretende Leiterin der US-Behörde für Inter-
nationale Entwicklung (USAID), mit dem
Autor dieses Artikels eine lebhafte Diskus-
sion im südafrikanischen Fernsehen. Nach
dem Abschalten der Kameras schimpfte
sie: „In vier Jahren wachsen in Südafrika
so viele Gen-Pflanzen, dass die Pollen den
gesamten Kontinent verunreinigt haben
werden.“
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3. Ein besonders gravierendes Problem für ...

E
in Regelwerk für Haftungs- und
Wiedergutmachungsfragen ist  für
kleine und arme Länder der südli-

chen Hemisphäre noch viel wichtiger als
für die Länder im Norden. Oft mangelt
es in den Entwicklungsländern an Kapa-
zitäten für die Überwachung von Ökosy-
stemen und die Feststellung von Schäden.
Bürger und Institutionen haben keine Res-
sourcen, um den großen multinationalen
Firmen gegenüber rechtliche und politi-
sche Forderungen geltend zu machen.
Die Rechtssysteme sind möglicherweise
unzureichend, um Schadensersatz-
forderungen einzuklagen.

Die oben erwähnten Fälle StarLink,
LL601-Reis und ProdiGene zeigen, dass
in den Industrieländern im Schadensfall
schon die Drohung mit einem Rechtsstreit
nach US-amerikanischem oder EU-Recht
ausgereicht hat, dass die Erfinderfirmen
Schadensersatz geleistet haben und um-
fangreiche Rückrufaktionen eingeleitet
haben. Ein Kleinbauer in Afrika aber, des-
sen Ernte verunreinigt ist, wird wohl keine
kostspielige Anwaltskanzlei in St. Louis
beauftragen können, um Monsanto in
den USA zu verklagen. Vermutlich gibt es
in dem afrikanischen Land auch gar kein
Rechtsinstitut, aus dem sich eine solche
Klage ableiten würde.

Auch in Nordamerika sind Haftung
und Wiedergutmachung natürlich nicht
garantiert: Das kanadische Verfahren um
verunreinigten Raps scheiterte, weil die

3. Ein besonders gravierendes
Problem für Entwicklungsländer

Gerichte es ablehnten, eine Sammelkla-
ge zu verhandeln. Auch keiner der Bio-
Landwirte hätte die Mittel, es im Allein-
gang mit Monsanto aufzunehmen.

Artikel 27 des Cartagena Protokolls
schien den Entwicklungsländern der Like-
Minded Group die Zusicherung zu geben,
dass sie binnen weniger Jahre unter dem
umfassenden Schutz eines internationalen
Haftungsregimes stehen würden. Aber wie
im Fall der Verhandlungen zu Artikel 18 über
„Identifizierung und Begleitdokumente“ wer-
den die Verhandlungen über Haftungsfra-
gen und Wiedergutmachung sabotiert. Ver-
bündete der alten Miami-Gruppe sind in-
zwischen dem Protokoll beigetreten - z. B.
Neuseeland, Mexiko, Japan, Südafrika, Pa-
raguay. Sie sind in der Lage, die Dinge zu
behindern. „Konsens“ heißt innerhalb der
Konvention zur  Biologischen Vielfalt immer
„Einstimmigkeit“, da die Konferenzen der
Vertragsstaaten - anders als in der Codex
Alimentarius Kommission - immer so ge-
handhabt wurden. Man ist versucht, diesen
Länder zu unterstellen, dass sie nicht in „gu-
tem Glauben“ verhandeln. Obwohl sie durch
ihren Beitritt Artikel 27 und die dort festge-
haltene unmissverständliche Forderung nach
einem Haftungsregime  akzeptiert haben,
legen sie eine industriefreundliche Haltung
an den Tag, die den wirtschaftlichen Interes-
sen der Erzeugerländer dient. Sie wehren sich
gegen ein rechtsverbindliches Haftungs- und
Wiedergutmachungsregime und weichen
alle Vorschriften auf, die möglicherweise für
eine Einigung in Frage kommen.
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D
ie zu diesem Themenkomplex
eingesetzte Arbeitsgruppe ist „of-
fen“, mit anderen Worten, sie

steht allen Akteuren im Rahmen des Pro-
tokolls offen: Vertragsstaaten, Nicht-Ver-
tragsstaaten, der Zivilgesellschaft, Indu-
strie, Wissenschaftlern. Den Vorsitz teilen
sich zwei junge, karrierebewusste Juristen
im Staatsdienst, Rene Lefeber aus dem
niederländischen Außenministerium und
Jimena Nieto aus dem kolumbianischen
Amt für Umweltfragen, das dem dortigen
Außenministerium untersteht. Frau Nieto
war schon Abgeordnete ihres Landes bei
den Protokoll-Verhandlungen.

Geberländer, überwiegend aus West-
europa, finanzieren die Teilnahme vieler
Entwicklungsländervertreter. Das Geld
reicht nicht, denn gerne hätten mehr Län-
der bei den Beratungen mitmachen wol-
len, als mit den vorhandenen Geldern
möglich war.

Die beiden Vorsitzenden entschieden
sich für eine induktiven Verhandlungsan-
satz. Danach wurden alle Elemente und
Varianten verschiedener haftungsrecht-
licher Konzepte gesammelt und diskutiert.
Dann wurden die Delegierten aufgefor-
dert, die Diskussionsergebnisse in eine
sprachliche Form zu fassen. Im Anschluss
daran war vorgesehen, dass die Vorsit-
zenden und das Sekretariat Doppelungen
streichen und die Punkte inhaltlich glie-
dern. Danach sollte das Gremium damit
beginnen, das Material zu sortieren und
zusammenzufassen, um so aus den ein-
zelnen Stücken ein Haftungsregime zu
schaffen. Dieses Verfahren führte nicht weit

4. Die Arbeitsgruppe zu Haftung
und Wiedergutmachung

und kam ins Stocken.

Ein solches Verfahren unterscheidet
sich von einem deduktiven Verhandlungs-
ansatz, wo zunächst die großen Zusam-
menhänge betrachtet werden. Z.B. die
Frage, ob es ein Klagerecht, ob es eine
Verschuldenshaftung oder eine Gefähr-
dungshaftung geben sollte.

In Anbetracht der gewählten Vorge-
hensweise ist eine Rückschau auf die vor-
angegangenen Treffen der Arbeitsgrup-
pe nötig. Nur so kann man verstehen, wel-
chen Stand das Verfahren erreicht hat, wer
sich im Streit gegenüber steht und wel-
che die wichtigsten Themen sind.
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B
eim ihrem ersten Treffen hatte die
Arbeitsgruppe Prinzipien erstellt,
die die Zielmarken definierten, die

es zu erreichen galt, um die Effizient der
Verhandlungen zu bewerten:

• Alle Elemente der Regeln und Verfah-
ren einschließlich des Geltungsberei-
ches und der Schäden nach Artikel 27
sind eindeutig definiert.

• Mögliche Schäden lassen sich nach
Maßgabe der Regeln und Verfahren
identifizieren und quantifizieren.

• Der Schaden kann behoben werden
oder Schadensersatz ist möglich.

• Es besteht angemessener und effekti-
ver Zugang zur Justiz.

• Die Aktivitäten, Körperschaften und Pri-
vatpersonen, auf die die Regeln und
Verfahren Anwendung finden, sind klar
bezeichnet und unmissverständlich.

• Die Regeln und Verfahren sind aussa-
gekräftig, leicht umsetzbar und an-
wendbar.

• Es ist eindeutig, wie die Parteien die
Regeln und Verfahrensweisen in ihrem
Land umsetzen werden.

• Das Verhältnis zwischen diesen Regeln
und Verfahren und aktuell herrschen-
dem (nationalen und internationalen)
Recht zur Haftung und Wiedergutma-
chung ist geregelt.

• Es gibt finanzielle Sicherheiten, um
Schadensersatz und Wiedergutma-
chung zu leisten.

• Die Regeln und Verfahren bieten einen
Anreiz zu Vorsicht und Sorgfalt und för-
dern damit Vorsorgemaßnahmen.

5. Kleine Geschichte der Verhand-
lungen bis zum heutigen Tag

 Ergebnis des zweiten Treffens waren
69 Seiten Textvorschläge über die Heran-
gehensweise, Optionen und mit unter-
schiedlichen Formulierungen. Die Inhal-
te betrafen Geltungsbereich, Schäden
und Kausalität im Einklang mit den oben
genannten Zielmarken.

Die dritte Sitzung ergab einen Themen-
“Plan“: Soll es eine staatliche Haftung ge-
ben? Bleibt es bei einer zivilrechtlichen
Haftungsregelung (im Rahmen von Zivil-
verfahren einklagbar)? Muss es eine ad-
ministrative Herangehensweise geben
(eine Regulierungsbehörde, die im Scha-
densfall Sanktionen auferlegt)?

Fünf Hauptthemengebiete wurden aufge-
listet:

Geltungsbereich (welche Aspekte der
grenzüberschreitenden Verbringung,
Zeitraum, geografischer Bereich usw.)

Schadensfall (Definition, Kausalität,
Gefährdungshaftung oder Verschul-
denshaftung usw.)

Primäres Entschädigungssystem

Zusätzliches Entschädigungssystem
(z. B. Versicherungen, Entschädi-
gungsfonds, etc.)

Schadensregulierung

Diese Punkte füllten 76 Seiten Vertrags-
textentwurf.

Beim vierten Treffen arbeiteten zwei
Kontaktgruppen zum Thema Schäden
und zu den beiden Mechanismen zivil-
rechtliche Haftung/administrativer An-
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satz. Der Text reduzierte sich damit auf ca.
50 Seiten. Die beiden Vorsitzenden ga-
ben zu verstehen, dass sie eine Vorstellung
davon hätten, wohin sie die Gespräche
lenken wollten. Sie kündigten an, den Text
zur Beratung beim fünften Treffen aufbe-
reiten zu wollen.

„Die beiden Vorsitzenden fordern die Teilneh-
mer auf, bis zum nächsten Treffen darüber nach-
zudenken, ob folgende Punkte machbar und wün-
schenswert sind:

(a) Die Verabschiedung einer rechtlich binden-
den Übereinkunft im Rahmen des internatio-
nalen Privatrechts in Verbindung mit einer
rechtlich nicht bindenden Übereinkunft über
wesentliche Regeln und Verfahren im Zusam-
menhang mit der zivilrechtlichen Haftung;

(b) Die Verabschiedung einer rechtlich binden-
den Übereinkunft zugunsten eines administra-
tiven Ansatzes in Verbindung mit einer recht-
lich nicht bindenden Übereinkunft über zivil-
rechtliche Haftung;

(c) Die Einführung von Auflagen für den Impor-
teur im nationalen Recht, damit dieser bei der
Einfuhr eines gentechnisch veränderten Or-
ganismus finanzielle Sicherheiten nachweist
und für die Zeit danach weiter aufrechterhal-
ten kann, um jegliche Schäden im Hinblick
auf die Bewahrung und nachhaltige Nutzung
der biologischen Vielfalt abzudecken, die ein
solch gentechnisch veränderter Organismus
möglicherweise verursachen kann, und

(d) die Verabschiedung einer rechtlich nicht bin-
denden Übereinkunft über einen administra-
tiven Ansatz und/oder zivilrechtliche Haftung
in Verbindung mit einer ergänzenden kollek-
tiven Schadensersatzregelung, die Staaten of-
fen steht, die die rechtlich nicht bindende
Übereinkunft umgesetzt haben.“

Beim fünften Treffen in Cartagena im
März 2008 war die Stimmung extrem an-
gespannt. Die mögliche Einigung auf ein
abschließendes Dokument als Vorlage
beim Treffen der Vertragsparteien im Mai
in Bonn war in weite Ferne gerückt. Viele
Teilnehmer waren der Auffassung, dass
die Arbeitsgruppe ihre Arbeit so weit wie
möglich erledigen und dann das Treffen
der Vertragsparteien um einen Aufschub
bieten sollte. Die beiden Vorsitzenden und
das Sekretariat wiesen aber ein solches
Szenario zurück und betonten, dass für

weitere Treffen keine Gelder zur Verfügung
stünden (und keine Spenden, um die Teil-
nahme südlicher Länder zu unterstützen).
So wurde der Druck intensiviert und die
Sache vorangetrieben: Es musste bei dem
Treffen eine Entscheidung geben.

Die beiden Vorsitzenden trafen sich
informell mit Regionalgruppen, einzelnen
Delegationen und Beobachtern. Sie ga-
ben vor „zuzuhören“, versuchten aber tat-
sächlich, Unterstützung für die vier von ih-
nen entworfenen „Optionen“ zu gewinnen.

Wie einige Delegationen im Plenum
anmerkten, stellen die vier Punkte keine
Optionen dar, die sich gegenseitig aus-
schließen. Vielmehr handelt es sich um
Gruppierungen von Elementen, die man
sinnvollerweise in umfassenderen Kom-
binationen oder Variationen zusammen-
stellen könnte.

Mehrere Tage lang bemühten sich die
beiden Kontaktgruppen um eine weitere
Straffung der Texte. Dennoch sah es so
aus, als könnte der Prozess scheitern. Die
beiden Vorsitzenden drängten auf Annah-
me des von ihnen verfassten Papiers über
„Kernelemente“. Dieses basierte auf ei-
nem rechtlich verbindlichen administra-
tiven Ansatz (zur Deckung eines begrenz-
ten Umfangs von Schadensfällen). Dane-
ben stellte das Papier den Ländern frei,
darüber hinaus zivilrechtliche (überwie-
gend verschuldensabhängige) Haftungs-
regelungen zu verabschieden. Nationa-
les Recht bildete den wichtigsten Schwer-
punkt dieses Vorschlags. Eventuelle zu-
sätzliche Schadensersatzsysteme könnten
durch das Treffen der Vertragsparteien ge-
schaffen werden und würden auf freiwilli-
gen Beiträgen beruhen.

Einmal ganz von den darin vielleicht
enthaltenen positiven Ansätzen abgese-
hen, machten die beiden Vorsitzenden
einen gravierenden taktischen Fehler: Sie
ließen einen Entwurf des „Abschlussbe-
richts“ des Treffens verteilen, in dem die
Verabschiedung des Papiers mit den
„Kernelementen“ enthalten war, während
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die Delegierten noch in erhitzte Diskus-
sionen darüber verwickelt waren!

Obwohl es dann eine kurze Verhand-
lungspause gab, wurde das Papier der
beiden Vorsitzenden abgelehnt. Ange-
sichts dieser Umstände war es sicher nicht
hilfreich, dass der Mit-Vorsitzende Lefeber
die Veranstaltung am Montag damit be-
gann, einer Organisation mit Beobach-
terstatus (einer Koalition von sechs Un-
ternehmen) das Wort zu erteilen. Diese
boten in einem langen Vortrag die Ein-
richtung und Verwaltung eines Fonds zur
Schadensregulierung an. Die Definition
und Bewertung von Schäden würde da-
bei in ihren Händen liegen. Zudem kom-
mentierte Lefeber diesen Vorschlag bei-
fällig und forderte die Teilnehmer zum
Applaus auf (einige NGOs antworteten
mit Buhrufen). Die Ablehnung des Papiers
mit den „Kernelementen“ erfolgte teils
aus gutem Grund und für manche Dele-
gationen auch als Reaktion auf etwas,
das sie als unbilligen strategischen Druck
empfunden hatten. Bestimmt gab es Teil-
nehmer, die diese Umstände als den Ver-
such eines oder beider Vorsitzenden
wahrnahmen, zugunsten der eigenen
Karriere ein auffälliges Zeichen zu setzen.

Die Schweiz schlug dann die Einset-
zung einer Gruppe von „Freunden der
Vorsitzenden“ vor. Sie sollte aus einer klei-
nen Anzahl repräsentativer Delegierter
bestehen (fast in einer Art „Vienna set-
ting“, wie es bei den Protokoll-Verhand-
lungen der Fall gewesen ist - jede Regi-
on/jede Interessensgruppe wäre mit am

Tisch, allerdings in einem ausgewogenen
zahlenmäßigen Verhältnis). Ursprünglich
handelte es sich um ein offenes Treffen -
jeder Delegierte hätte ohne Rederecht
daran teilnehmen können, obwohl es im
Raum nur begrenzte Sitzmöglichkeiten
gab. Später wurde die Teilnahme be-
schränkt und nur ausgewiesene Mitglieder
der „Freunde“-Gruppe durften sich im
Raum aufhalten. Die Gruppe tagte bis tief
in die Nacht. NGOs und andere interes-
sierte Teilnehmer warteten draußen vor
der Tür, um herauskommende „Freunde“
zu beraten/Lobbyarbeit zu machen.

Das in der letzten Plenarsitzung vorge-
stellte Endergebnis war etwas, mit dem
„alle etwas unzufrieden sein würden“,
aber noch kein endgültiger Text. In der
Folge beschloss die Arbeitsgruppe, dass
sich die „Freunde“ in etwas größerer Run-
de und unter Einbeziehung von Beratern
der Staaten an den drei Tagen vor der
Vertragsstaatenkonferenz MOP 4 in Bonn
treffen sollten, um Reisekosten zu sparen.

Das Arbeitsergebnis der „Freunde“-
Gruppe wird wahrscheinlich direkt bei
MOP4 vorgestellt werden. Dann wird es
vermutlich zur weiteren Verhandlung an
eine Kontaktgruppe verwiesen werden. So
ist sichergestellt, dass die Vertragspartei-
en, die selber nicht in der „Freunde“-
Gruppe vertreten waren, ihr Recht auf Prü-
fung und den Versuch der Änderung des
Wortlauts ausüben können, bevor der Text
dem Treffen der Vertragsparteien zum
Beschluss vorgelegt wird.
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A) VERTRAGSSTAATEN UND BE-
FÜRWORTER EINES STARKEN HAF-
TUNGSREGIMES: Entwicklungsländer -
fast ganz Afrika (z. B. Äthiopien, Sambia,
Namibia, Liberia) und große Teile Latein-
amerikas und der Karibik (z. B. Bolivien,
Ecuador, Kuba), Malaysia, Palau, Norwe-
gen, oftmals die Schweiz, manchmal
Mexiko und Bangladesh.

B) NICHT-VERTRAGSSTAATEN UND
BEFÜRWORTER EINES SCHWACHEN
HAFTUNGSREGIMES: Die „Miami-
Gruppe“ der GVO-Exporteure (USA, Ka-
nada, Australien, Argentinien), die nicht
Vertragsstaaten sind, und verschiedene
Vertragsstaaten, die ihre Positionen unter-
stützen: hauptsächlich Japan, aber in ge-
wisser Weise auch Südafrika und Neusee-
land. Japan hat öfters eine vorgeschlage-
ne Lösung abgelehnt, weil sie angeblich
mit nationalem japanischen Recht kolli-
diert.

C) EUROPÄISCHE UNION: Die Ver-
handlungen liegen in der Zuständigkeit
der Kommission. Sprecher ist ein Referent
aus der Generaldirektion Umwelt mit ei-
ner sehr starren Haltung. Die EU forciert
einen zweistufigen Ansatz und befürwor-
tet einen bis 2014 gültigen, rechtlich nicht
bindenden Mechanismus. Danach will sie
evaluieren, ob der Ansatz erfolgreich war
und dann entscheiden, ob ein rechtlich ver-
pflichtendes System nötig ist.

D) VERTRAGSPARTEIEN MIT EINER
MISCHUNG AUS DIESEN STAND-
PUNKTEN: Indien, Kolumbien, Brasilien

6. Die Hauptakteure
und ihre Rollen

E) NGOs: Besonders aktiv und durch-
gängig waren folgende Organisationen
an den Verhandlungen beteiligt: Green-
Peace International, Friends of the Earth
International, Ecoropa, Third World Net-
work, African Centre for Biosafety, Wa-
shington Biotechnology Action Council
und das 49th Parallel Biotechnology
Consortium. In Cartagena stieß eine
Gruppe von Lateinamerikanern dazu, aus
Gruppen wie RALLT (Netzwerk für ein
Gentechnik-freies Lateinamerika), Akti-
onsnetzwerk gegen Pestizide und Grupo
Semillas (Saatgut-Gruppe). Diese grünen
zivilgesellschaftlichen Organisationen
stimmen in ihrer Haltung meistens mit der
Gruppe A überein. Es gibt viel Interakti-
on und strategische Allianzen zwischen
beiden Gruppen. Als Befürworter einer
gesetzlich bindenden Vereinbarung ha-
ben die NGOs ihre Ablehnung des Pa-
piers mit den „Kernelementen“ folgender-
maßen begründet:

Fehlende Transparenz in den Verhand-
lungen

Der Entwurf lässt verschuldensunab-
hängige Haftung außen vor: Opfer,
die beim asymmetrischen Gleichge-
wicht der Kräfte am kürzeren Hebel sit-
zen und geringe finanzielle Mittel ha-
ben, sind auf die verschuldensunab-
hängige Haftung und die Umkehr der
Beweislast auf internationaler Ebene
angewiesen.

Der Entwurf erkennt den Sinnzusam-
menhang des Protokolls nicht. Wenn
man Gesundheit, sozioökonomische
Erwägungen, unabsichtliche und ille-
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gale grenzüberschreitende Verbring-
ung ausklammert, hat das Einfluss auf
das spätere Ergebnis. Die Formulierun-
gen in dem Entwurf zu den Kernele-
menten gehen unmittelbar auf das
Übereinkommen über die Biologische
Vielfalt zurück, als hätte es das Proto-
koll nie gegeben. Zum Beispiel wird
von ‚Schäden für die Erhaltung der bio-
logischen Vielfalt' geredet, statt ‚Schä-
den für die Biologische Vielfalt'. Bein-
haltet die Formulierung ‚Schäden für
die nachhaltige Nutzung der biologi-
schen Vielfalt' eine Verpflichtung nach-
zuweisen, dass die betriebene Nutzung
nachhaltig ist?

Der Entwurf bewegt sich vom „Verur-
sacherprinzip“ zum „das Einfuhrland-
trägt-die-Last-Prinzip“ und ergänzt dies
durch das „Schadensverursacher-
spendet-nach-eigenem-Ermessen-
Prinzip“ Es wäre inakzeptabel, dass ge-
schädigte Länder als Bittsteller an die
Schadensverursacher herantreten
müssten und die Industrie dann beur-
teilen kann, ob ein Schaden vorliegt,
welche Ausmaße dieser hat und ob es
Schadensersatzansprüche geben soll-
te. Es ist inakzeptabel, dass damit ein
völkerrechtliches Haftungsregime pri-
vatisiert würde.

F) INDUSTRIE: Die wichtigsten Teilneh-
mer sind die Global Industry Coalition,
CropLife International und International
Grain Coalition. Deren Haupt-“Beitrag“
war der oben erwähnte Fonds zur Scha-
densregulierung, den GIC im Namen von
sechs führenden Biotech-Konzernen ange-
regt hat (Monsanto, BASF, Syngenta, Dow
AgroSciences, DuPont/Pioneer und Bayer
CropScience). Vorschlag war ein „Pakt“,
der auch anderen Unternehmen offen ste-
hen sollte, durch den die Industrie sich
selbst versichern würde: Ein Fonds zur Re-
gulierung „tatsächlicher Schäden für die
biologische Vielfalt“ soll geschaffen wer-
den, sofern der Schaden wirklich durch ei-
nes ihrer Produkte verursacht wurde. Der
Pakt würde die Bedingungen formulieren,
unter denen ein Anspruch erhoben wer-

den kann und er würde das Verfahren fest-
legen, wie ein solcher Anspruch geltend
gemacht werden kann, nachdem der
Schadensfall eingetreten ist.

Implizit würde die Industrie damit ent-
scheiden, wie ein Schaden zu definieren
ist. Ihr Vorschlag enthält keinen Mechanis-
mus, um Schäden in einem frühen Stadi-
um aufzuhalten oder zu verhindern. Der
Fonds würde sich lediglich mit Schäden
an der biologischen Vielfalt befassen und
würde Schäden an der Gesundheit und
an anderen Umweltgütern und sozioöko-
nomische Schäden außen vor lassen.
Darüber hinaus würde die Industrie selbst
eine Bewertung des Schadens vornehmen.
Verschiedene Delegationen zeigten sich
an dem Pakt interessiert und sagten, sie
würden gerne die Details erfahren - ob
es sich dabei um höfliches Interesse oder
eine feste Überzeugung handelte, ist
schwer zu sagen.

Als am letzten Tag des Arbeitsgruppen-
treffens der Entwurf für den Abschlussbericht
im Plenum vorgestellt wurde, waren darin
alle Interventionen von Nichtregierungs-
Vertretern sehr knapp abgehandelt. Da-
gegen wurde die Initiative der Industrie-
vertreter bemerkenswert detailliert wieder-
gegeben, inklusive der Zusicherungen des
Sprechers, wie sicher die Produkte seien.
Auch die Antwort der beiden Vorsitzenden
wurde wiedergegeben, ein höchst unge-
wöhnlicher Vorgang. Nach einem peinlich
berührten Schweigen brachten Norwegen,
Bolivien und Palau ihre Bedenken über die-
se ungewöhnliche Form der Berichterstat-
tung zum Ausdruck.

G) PUBLIC RESEARCH AND REGU-
LATION INITIATIVE: Zitat von der
Webseite:

2004 wurde die Public Research and
Regulation Initiative (PRRI) mit dem
Ziel gegründet, öffentlichen For-
schern, die sich mit moderner Bio-
technologie beschäftigen, ein Forum
zu bieten. Hier sollen sie Informatio-
nen über relevante internationale
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Diskussionen erhalten und an diesen
beteiligt werden, etwa im Zusammen-
hang mit den Treffen der Vertragspar-
teien des Übereinkommens über die
biologische Vielfalt. Ziel der Teilnah-
me [sic] an solchen Treffen ist die Un-
terrichtung der Unterhändler über die
Ziele und Fortschritte der staatlichen
Forschung im Bereich der Biotechno-
logie. So sollen sie die Verhandlun-
gen wissenschaftlich untermauern
und die Unterhändler über mögliche
Bedenken öffentlicher Forscher infor-
mieren. ... Finanzielle Unterstützung
kommt von Regierungen, internatio-
nalen Organisationen und der Privat-
wirtschaft.

Der Begriff „öffentliche Forscher“ ist auf
der Webseite nicht wirklich definiert. Wäh-
rend viele der Mitglieder zum Beispiel bei
Forschungsinstituten und Universitäten an-
gestellt sind, beziehen sie doch gewöhn-
lich Drittmittel und haben Verträge mit der
Industrie. Auf jeden Fall unterstützt die
PRRI ausnahmslos die Positionen der In-
dustrie/Miami-Gruppe und wird von vie-
len weitgehend als eine 2004 gegründe-
te Alibi-Organisation zur Verfechtung ih-
rer Interessen wahrgenommen.
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B
ei der Bewertung der vorgebrach-
ten Punkte müssen wir bedenken,
dass beim Protokoll - wie auch

beim Übereinkommen über die Biologi-
sche Vielfalt - das „Konsensprinzip“ stets
als Einstimmigkeit definiert ist. Dies ist ein
anderes Verständnis als in anderen UN-
Bereichen, wie etwa dem Codex. Somit
kann jede Vertragspartei die Verabschie-
dung einer Bestimmung blockieren. So
zum Bespiel geschehen, als Neuseeland
(und Brasilien) die rechtzeitige Verabschie-
dung eines Systems nach Artikel 18 (2) a
zwecks Identifizierung und Dokumentation
der grenzüberschreitenden Verbringung
von LVO verhindert haben.

Es sieht so aus, als habe Japan beim 5.
Treffen der Arbeitsgruppe eine solche Rol-
le gespielt. Da Japan ein großer Lebens-
mittelimporteur ist, würde man eigentlich
annehmen, dass das Land an einem stren-
gen Haftungsregime interessiert ist. Es ver-
hält sich aber ganz anders. Japan scheint
Nicht-Vertragsstaaten einen Gefallen zu
erweisen, z.B. den USA. Wie lange das so
weitergehen wird, ist fraglich. Wenn die
Verhandlungen so weit fortgeschritten sind,
dass jedes Land für sich eine Trennungsli-
nie ziehen muss, worauf man auf keinen
Fall verzichten will oder was auf jeden Fall
rein muss, können lose Bündnisse schnell
in sich zusammenbrechen.

Die Verhandlungen in Bonn werden
auf jeden Fall sowohl ein Geben als auch
Nehmen sein. Dazu wurden Positionen zu
unnachgiebig vertreten. Die unten stehen-
de Liste enthält verschiedene Elemente,

7. Wichtige Themen, die
zu beachten sind

von denen wahrscheinlich eine bunte Mi-
schung zum Tragen kommen wird:

Rechtlich verbindliches oder unverbind-
liches/freiwilliges Übereinkommen?
Das ist vermutlich die größte Kontrover-
se, weil die Like-Minded Group glaubt,
dass das Protokoll festgelegt hat, es wer-
de ein verbindliches Regime geben.

Administrativer Ansatz und/oder zivil-
rechtliche Haftung; Rückgriff auf inter-
nationales Privatrecht?

Regeln über Gefährdungshaftung oder
Verschuldenshaftung (Fahrlässigkeit)
oder zwei parallele Regime (mit unter-
schiedlichen Konstellationen), aus de-
nen die Länder sich eines auswählen
können?

Definition von Schaden - Geltungsbe-
reich (geografisch etc.); Abdeckung von
Schäden der biologischen Vielfalt/der
Nutzung der biologischen Vielfalt/der
menschlichen Gesundheit/gegebenen-
falls auch sozioökonomischer Elemen-
te? Es gibt praktisch keine Baseline-Da-
ten über die biologische Vielfalt der
Länder. Was ist, wenn eine Art vollstän-
dig ausgelöscht wird, es aber daneben
Tausende anderer Arten gibt?

Die Einrichtung eines oder mehrere
Fonds zur Sanierung und Schadensre-
gulierung - Wie der Finanzmechanis-
mus aussehen könnte, ist noch völlig
unklar. Eine Version ist die Einrichtung
eines kollektiven umfassenden Fonds
mit verpflichtender Beteiligung der be-
teiligten Firmen und verschuldens-
unabhängiger Haftung (z. B. mit Ver-
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7. Wichtige Themen, die zu beachten sind

sicherungspflicht), wie bei dem völker-
rechtlichen Übereinkommen über Erd-
öl, dem auch ein freiwilliger Fond an-
geschlossen ist. Er entspricht auch dem
von der Industrie vorgeschlagene
„Pakt“ (siehe weiter unten). Es könnte
auch ein Fond sein, der von der MOP
eingerichtet wird und freiwillige Spen-
den sammelt. Hier geht es auch um
eine Kombination von primären und zu-
sätzlichen Entschädigungssystemen.

Kapazitätsaufbau - nicht nur für tech-
nisches Fachpersonal, Anwälte und
Staatsdiener, sondern welchen Hand-
lungsspielraum hat ein Landwirt in ei-
nem abgelegenen Dorf tatsächlich?
Förderung der Kompetenz der Impor-
teure und Exporteure.

Wenn bei der Eingrenzung von Schä-
den die Zeit eine wesentliche Rolle
spielt, kann der Staat einspringen?

Alle angesprochenen Themen weisen
auf eine große Lücke im Protokoll selber
hin. Für gewisse Interessensvertreter steht
die Förderung des Handels (einschließ-
lich des GVO-Handels) über der Sorge
um die Umwelt. Im Protokoll wurde die-
ser Zwiespalt nur durch die Aufnahme
dreier Sätze in die Präambel überwunden,
die sich eigentlich gegenseitig ausschlie-
ßen: dass nämlich Handels- und Umwelt-
übereinkünfte sich „wechselseitig stützen“
sollen, dass das Übereinkommen keine
Rechte und Pflichten einer Vertragspartei

aufgrund geltender völkerrechtlicher Ver-
träge ändert und dass das Protokoll nicht
so auszulegen ist, dass ihm andere völ-
kerrechtliche Übereinkünfte „unterzuord-
nen“ seien.

Diese Spaltung zieht sich quer durch
die Vertragsstaatenkonferenz, wie auch
quer durch einzelne Länder. Das hat sich
zum Beispiel gezeigt, als die EU im Gen-
technik-Streitfall vor der WTO nach einer
Beschwerde der USA, Kanadas und Ar-
gentiniens insgesamt nur eine sehr schwa-
che Verteidigung zustande gebracht hat.
So wurde nicht auf die Bewertungsprinzi-
pien im Vorfeld der Vermarktung aus dem
Codex verwiesen, obwohl die WTO im
Falle von Kontroversen über den Handel
mit Lebensmitteln an die Regeln des
Codex gebunden ist.

In einem kürzlich erschienenen Film
bekannte der frühere (zu Zeiten der Clin-
ton-Administration amtierende) US-Land-
wirtschaftsminister Dan Glickman: Wenn
er sich angesichts anderer Anliegen nicht
entschlossen genug für die Förderung von
GVO einsetzte, beklagte sich das Büro des
US-Handelsvertreters regelmäßig bitter-
lich (vermutlich im Weißen Haus). Der
Wohlstand in den USA war schon immer
von wegweisenden Technologien ge-
prägt. Nach Elektrizität, Autos, Fernsehern
und Computern ist die Lieblingsaktivität
heutzutage die gentechnische Herstellung
von lebenden Organismen.
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8. Die Ergebnisse von MOP 4 in Bonn

n Bonn fand die Vertragsstaaten-
konferenz zum Cartagena Protokoll (sog.
MOP 4)  vom 12. bis 16. Mai 2008 statt.

 MOP 4 sollte in Bonn die Verhandlungen
zu dem Haftungsregime zum Abschluss
bringen. Das ist nicht gelungen. Aber im-
merhin wurden die Verhandlungen nicht
ergebnislos abgebrochen und für ge-
scheitert erklärt. Schon das ist als Erfolg
zu werten, wenn man bedenkt, welche
Schwierigkeiten einige Länder den Ver-
handlungen in den Weg gelegt haben.
Zwei weitere Treffen wurden beschlossen
und das feste neue Ziel formuliert, den
Abschluss bei der nächsten Vertrags-
staatenkonferenz in 2 Jahren in Nagoya/
Japan zu erreichen.

Die Bonner Verhandlungen von MOP
4 waren vor allem durch 2 Ereignisse
geprägt. Erstens: Es hatten sich 80 Län-
der zu einer Gruppe zusammengefunden,
die sich die „Gleichgesinnten“ nannten.
Diese Gruppe hatte sich auf Eckpunkte für
ein künftiges Haftungsregime verständigt.
Bestehend vor allem aus afrikanischen
Staaten, kleinen Inselstaaten, Malaysia
und Norwegen, stellt diese Gruppe die
Befürworter einer klaren und verbindli-
chen Haftungsregelung bei GVOs im in-
ternationalen Verkehr dar. Ihre Vorschlä-
ge sind nunmehr Grundlage der weite-
ren Verhandlungen.

Das zweite Bonner Ereignis war der
Vorschlag der Gentechnikkonzerne. Die
6 großen Firmen der Branche legten ei-
nen sog. “Compact” vor, der eine verbind-
liche staatliche Regelung ersetzen sollte.
An ihre Stelle sollte eine freiwillige Haf-
tungsregelung der privaten Industrie tre-

8. Die Ergebnisse von
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ten, wobei die Konzerne selbst die Um-
setzung und Regeln der Haftung bestim-
men würden. Der Vorschlag war mit der
Warnung eingebracht, dass eine Nicht-
annahme dazu führen würde, dass die Pri-
vatwirtschaft keine weiteren Angebote der
Zusammenarbeit mehr machen würde.
Der „Compact“ wäre ein Abkommen un-
ter den Firmen gewesen. Sie hätten einen
Finanzfond für die Wiedergutmachung
„aktueller Schäden ihrer Produkte“ zur Ver-
fügung gestellt. Die Bedingungen – vor
allem die Definition von „Schaden“ -
waren aber so gefasst, dass es wahr-
scheinlich nie zu einem Haftungsfall ge-
kommen wäre.

Dieser Compact wurde nach heftigen
Diskussionen schließlich von der Mehrheit
der Delegierten zurückgewiesen, obwohl
einige Länder versucht waren auf ihn ein-
zugehen, u.a. auch der Vorsitzende der
Verhandlungen. Das machte die Verhand-
lungen so schwierig. Der Industrievorstoß
hat aber auch dazu geführt, dass sich die
„Gruppe der Gleichgesinnten“ gerade in
Abgrenzung von dem Industrievorschlag
besser profilieren konnte.

Die Nichtregierungsorganisationen
verurteilten den Industrievorschlag als
den untauglichen Versuch, Recht und Ver-
antwortung für einen legislativen Bereich
in private Hände zu überführen. Der Vor-
schlag sei eine „leere Versprechung” und
geeignet, den gesamten Verhandlungs-
prozess auszuhebeln.

   
Die Eckpunkte der “Gleichgesinnten

Länder”, die jetzt Verhandlungsgrundlage
sind, beinhalten Folgendes: 1.) Staaten

I
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dürfen eigene nationale Gesetze zum
Haftungsregime in Kraft setzen. Dabei
sollen sie sich an internationale Richtlini-
en halten, die Elemente aufführen, was
geregelt werden soll. Diese Richtlinien
werden jetzt im weiteren Verhandlungs-
prozess ausgehandelt. 2.) Es werden Be-
stimmungen eingeführt, wonach die na-
tionalen Gesetze international anerkannt
werden und ausländische Gerichtsent-
scheidungen auch für die Inländerbe-
handlung angewandt werden. 3.) Eine
Klausel wird die Überprüfung der Richtli-
nien nach dem Ablauf 3 Jahren festlegen,
um sie dann u.U. verbindlich zu machen.

Diese Eckpunkte stellen einen Kompro-
miss dar zwischen den Ländern, die ein
verbindliches internationales Regime un-
bedingt haben wollen, und denjenigen,
die unbedingt darauf verzichten wollen.
Gegen eine verbindliche Regelung sind
vor allem Japan, Neuseeland, Peru, Pa-
raguay und Brasilien. Formal braucht es
eine 2/3-Mehrheit zur Annahme von Zu-
sätzen zu der Konvention; Länder müssen
aber Zusatzverträgen nicht beitreten. In
intensiven Gesprächen mit den Abweich-
lern in kleinen Gruppen wurden diese
Länder aber nach und nach „auf Linie ge-
bracht“, so dass die Verhandlungen we-
nigstens nicht blockiert sind.

Besonders Japan hat sich als sturköpfig
herausgestellt, obwohl es ein Nettonah-
rungsmittelimportland ist und seine Inter-
essen eigentlich für ein starkes Haftungs-
regime sprächen. Die NGOs taten das
Ihre, um Japan umzustimmen. Dabei nutz-
ten sie vor allem die Tatsache, dass Ja-
pan Gastgeberland für die nächste Ver-
tragsstaatenkonferenz ist. Schilder mit
„Japan – der feindselige Gastgeber“ und
„irgendwo, außer in Nagoya“ tauchten
auf. Später fanden sich dann doch noch
Kompromisse im Abschlusstext, die auf
ein Einlenken Japans hindeuten. Aller-
dings wurde betont, dass nichts verab-
schiedet sei, bevor nicht alles verabschie-
det ist.

Die Gegnerländer eines strengen
Haftungsregimes haben allerdings ihre
Vorbehalte auch in die Abschlusserklä-
rung mit einbringen können. Ein endgül-
tiges Abkommen dürfe danach keine dis-
kriminierenden Handelspraktiken legiti-
mieren, internationale Ungleichgewichte
einfrieren, keine neuen Handelshemmnis-
se aufbauen, die Wissenschaft und Tech-
nologie nicht behindern und sollte in den
Kontext des Kampfes gegen den Hunger
gestellt werden. Die Vorbehalte könnten
jeden Vertrag zu Fall bringen. Ob die Tor-
pedos den Verhandlungsverlauf wirklich
sprengen, wird man in Malaysia und Me-
xiko sehen, wo die nächsten 2 Zwischen-
verhandlungen stattfinden sollen, bevor
es in 2 Jahren nach Japan geht.

Die Verhandlungen über die Haftungs-
fragen haben die gesamte Vertragsstaa-
tenkonferenz dominiert, obwohl auch
andere Themen auf der Tagesordnung
standen, die für die Entwicklungsländer
wichtig sind, wie z.B. die Fragen des Ka-
pazitätsaufbaus, Verbesserung des Funk-
tionierens des Biosafety-Clearing House
Mechanismus, Verpflichtungen zur Notifi-
zierung, Finanzfragen, öffentliche Be-
wusstseinsbildung, usw.

Sehr zum Leidwesen der NGOs bedeu-
tet die Verschiebung der Entscheidung
über die Haftungsregelung auch, dass
das weitere große, noch offene Thema des
Cartagena Protokolls, die Definition von
„sozio-ökonomischen Kriterien“, hinten
angestellt wurde.  Ohne sie wird es auch
bei Haftungsfragen schwierig zu bestim-
men sein, welches sozio-ökonomische
Schäden sind, die wieder gut zu machen
sind. Sie spielen aber auch eine Rolle bei
der Zulassung von GVOs, beim Moni-
toring und bei der Koexistenz von Agrar-
systemen, die gentechnikfrei bleiben wol-
len.

   

8. Die Ergebnisse von MOP 4 in Bonn
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9. Über den Autor
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P
hil Bereano beschäftigt sich seit
1977 mit Fragen der Gentechnik-
Politik und trug dazu bei, eine De-

finition von genetischer Diskriminierung
(Datenschutz) zu finden. In den 70er Jah-
ren hat  er das Konzept der Technologie-
folgenabschätzung mitentwickelt. 1975
war er Mitglied eines Teams, das die da-
mals futuristische Idee des Mobiltele-
fonierens bewertete. Seine Arbeit betont
die Entmystifizierung technologischer Ent-
wicklungen, im Einklang mit seinem kon-
sequenten Engagement für Transparenz
und öffentlicher Partizipation an öffentli-
chen Entscheidungsprozessen.

Er setzt sich engagiert für die Bürger-
rechte ein und ist Vorstandsmitglied der
American Civil Liberties Union (eine vor
85 Jahren gegründete Bürgerrechts-
organisation mit einer halben Million
Mitgliedern.) Er ist dort Vorsitzender des
Ausschusses für Datenbanken und Bürger-
rechte (darunter Bioinformatik).

Phil war Mitgründer des Council for
Responsible Genetics, des Washington
Biotechnology Action Council, und des
49th Parallel Biotechnology Consortium.

Er beteiligte sich an den Verhandlungen
und der Umsetzung des ´Cartagena-
Protokolls für Biologische Sicherheit´
und ist Mitglied des offiziellen Experten-
gremiums des Protokolls. Weiterhin be-
teiligte er sich an den internationalen
Verhandlungen zur Sicherheitsbewertung
von genmanipulierter Nahrung im Rah-
men des Codex Alimentarius und war of-
fizieller NRO-Beobachter bei vier WTO
– Treffen.

Zurzeit ist er emeritierter Professor an
der University of Washington mit Diplo-
men in Ingenieurwissenschaften, Regio-
nalplanung sowie Jura. Er war an der
Einführung der weltweit ersten Lehrgän-
ge „Frauen und Technologie“ sowie
„Ethnizität und Technologie“. Er ist Mit-
glied der American Association for the
Advancement of Science und empfing
1994 den Outstanding Public Service
Award, eine Auszeichnung der University
of Washington.
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